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Kommunale Bildungsverantwortung 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, 
1. sich weiterhin auch auf den überregional zuständigen Ebenen (Bund: 

Sozialgesetzgebung, Land: Kultus- und Sozialministerium) deutlich 
dafür einzusetzen, dass die Interessen der Kinder aus 
einkommensschwächeren Familien, insbesondere was die schulische 
Grundausstattung betrifft, besser gewahrt werden. 

2. ein Konzept für einen kommunalen Bildungsfonds vorzulegen. Der 
Fonds soll an einzelnen Schulen vorübergehend sicherstellen, dass 
Kinder aus einkommensschwächeren Haushalten ausreichend Schul- 
und Lernmaterial erhalten und die Teilnahme an Essensversorgung 
und Aktivitäten der Schule in Einzelfällen unterstützt werden kann. 
Dieser Fonds soll auch von Privatpersonen und Stiftungen 
mitgetragen werden. Die notwendige Ausstattung und der Bedarf an 
Schulen ist vom Magistrat zu ermitteln. 

 
 
Begründung: 
 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel 
 
 
 
 
Uwe Frankenberger, MdL Karin Müller   
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende   
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